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Antrag 
 
 
der Fraktion der AfD 
 
 
Die Einführung einer Kita-Pflicht verhindern und das Elternrecht aus Artikel 6 GG schüt-
zen! 
 
I.  Ausgangslage 
 
Nach rund zweijähriger Arbeit legte die Enquetekommission „Chancengerechtigkeit in der Bil-
dung“ im Oktober 2025 ihren Abschlussbericht vor. 
 
Auch wenn ein erheblicher Teil der fast 250 Handlungsempfehlungen nur am Rande mit dem 
eigentlichen Auftrag der Kommission zu tun hat und sie sonst eher einem unübersichtlichen 
Sammelsurium allgemeiner Forderungen gleichen, finden sich darin auch sehr konkrete Vor-
schläge. Dazu zählt insbesondere die Empfehlung: „3. die frühkindliche Bildung anhand der 
Bildungsstandards 1-10 konsequent weiterzuentwickeln. Für alle Kinder ab viereinhalb Jahren 
soll eine verpflichtende Entwicklungsstandserhebung (unter anderem Sprachtest, Motorik, So-
zialverhalten) erfolgen, auf deren Grundlage bei Förderbedarf ein verpflichtendes Chancenjahr 
im Vorfeld der Schule vorgesehen ist.“1 
 
Eine Entwicklungsstandserhebung sowie eine verbindliche Sprachförderung vor der Einschu-
lung für Kinder mit festgestelltem Förderbedarf sind pädagogisch sinnvoll. Sie sind ein geziel-
tes Instrument, um konkrete Defizite vor dem Eintritt in die Schule zu erkennen und wirksam 
zu beheben. Entscheidend ist jedoch die Grenze: Aus einer individuellen Förderung bei nach-
gewiesenem Bedarf darf keine allgemeine Kita-Pflicht für alle Kinder werden. 
 
Aus diesem Grund hat die AfD-Fraktion bereits im November letzten Jahres einen Antrag ein-
gebracht, der sich klar gegen eine allgemeine Kita-Pflicht aussprach. Dieser wurde von der 
Regierung und den sie tragenden Fraktionen im Plenum als unbegründet zurückgewiesen.2 
 
So erklärte die damalige grüne Familienministerin Josefine Paul im Plenum: „An beiden For-
derungspunkten des Antrages sieht man, wie tief Sie inhaltlich in die Debatte eingestiegen 
sind – bzw. gerade nicht. Bei dem einen Punkt lehnen Sie etwas ab, was niemand gefordert 
hat“.3 Auch die familienpolitische Sprecherin der Grünen, Eileen Woestmann, wiegelte ab: 
„Mein Kind muss zur Schule gehen, Stichwort: Schulpflicht. […] Aber klar ist auch: An diesem 
Punkt stehen wir [bei der Kita] gerade nicht“.4 
 

 
1 Lt.-Drucksache 18/15900, Abschlussbericht der Enquetekommission „Chancengleichheit in der Bildung“. 
2 Lt.-Drucksache 18/16488. 
3 Lt.-Plenarprotokoll 18/108, S. 38. 
4 Lt.-Plenarprotokoll 18/108, S. 37. 
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Für die CDU-Fraktion ergänzte Herr Brüntrup: „Trotzdem versuchen Sie, eine Diskussion um 
eine allgemeine Kita-Pflicht zu entfachen – eine allgemeine Kita-Pflicht, wie sie die Empfeh-
lung der Enquetekommission gar nicht vorsieht und wie auch kein anderer darüber diskutiert“.5 
 
Kaum sieben Monate später stellt sich die Situation anders dar. In einem Interview mit der 
WAZ vom 8. Juni 2026 brachte die neue NRW-Familienministerin Verena Schäffer (Grüne) 
erstmals ein verpflichtendes Kita-Jahr ausdrücklich ins Gespräch. Schäffer erklärte wörtlich: 
„Wenn es uns nicht gelingt, alle Eltern von einem Kita-Besuch ihrer Kinder zu überzeugen, 
sollten wir über ein verbindliches letztes Kita-Jahr nachdenken“. Als Vorbild nannte sie die 
grün-schwarze Koalition in Baden-Württemberg und führte weiter aus: „Mein Ziel ist, dass in 
NRW alle Kinder im letzten Jahr und möglichst sogar in den letzten beiden Jahren vor der 
Einschulung eine Kita besuchen“.6 
 
Damit ist klar: Was im November 2025 noch als angebliche Scheindebatte abgeräumt werden 
sollte, wird inzwischen durch die Landesregierung selbst auf die Tagesordnung gesetzt.  
 
Auch in der 124. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen äußerten sich die regierungstra-
genden Fraktionen überraschend offen gegenüber einer möglichen Kita-Pflicht. Frau Woest-
mann brachte eine allgemeine Pflicht in die Debatte ein: „Es ist wichtig, dass wir die Debatte 
hinsichtlich der Frage der Kita-Pflicht […] führen. Aber Frau Ministerin Feller weist auf ein 
Problem hin, das wir tatsächlich haben: Wir können diese Kita-Pflicht nicht generell und ein-
fach so umsetzen können. Denn in Art. 6 des Grundgesetzes steht sinngemäß: Für die Erzie-
hung und Pflege der Kinder sind die Eltern verantwortlich. Der Staat darf nur eingreifen, wenn 
das Kindeswohl gefährdet ist. Es ist bei der Schulpflicht etwas anders gelagert, daher gibt es 
dort andere Möglichkeiten“.7 
 
Demgegenüber hat sich Schulministerin Dorothee Feller deutlich gegen eine mögliche Kita-
Pflicht gestellt. In einer Pressekonferenz betonte sie, dass die Einführung einer verbindlichen 
vorschulischen Förderung für alle Kinder mit mangelhaften Sprachkompetenzen in Nordrhein-
Westfalen keine allgemeine Kita-Pflicht nach sich ziehen wird.8  
 
Dr. Dennis Maelzer von der SPD-Fraktion äußerte sich wie folgt und bezog sich dabei klar auf 
die Empfehlungen der Enquetekommission: „Die Alternative – sowohl zu den ABC-Klassen als 
auch zu einer allgemeinen Kita-Pflicht – liegt doch längst auf dem Tisch. Das ist das Chancen-
jahr in der Kita, und zwar ein Chancenjahr, das für alle Kinder mit Förderbedarf verbindlich ist. 
Das ist doch der Weg, den wir beschreiten müssen“.9 
 
Offenbar ist eine allgemeine Kita-Pflicht, ein verpflichtendes letztes Kita-Jahr oder ein „Chan-
cenjahr“ inzwischen Gegenstand konkreter politischer Debatten. Problematisch ist dabei, dass 
unter dem wohlklingenden Etikett der Chancengerechtigkeit der nächste staatliche Eingriff in 
die Erziehungs- und Entscheidungsfreiheit der Familien vorbereitet wird. 
 
Verfassungsrechtlich ist diese Linie hoch problematisch. Artikel 6 Abs. 2 S. 1 des Grundgeset-
zes bestimmt: „Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die 
zuvörderst ihnen obliegende Pflicht.“ Nach Artikel 6 Abs. 2 S. 2 GG wacht die staatliche Ge-
meinschaft über ihre Betätigung. Der Staat hat damit ein Wächteramt, aber kein pauschales 

 
5 Lt.-Plenarprotokoll 18/108, S. 35. 
6 https://www.waz.de/politik/article412175899/zu-wenige-kinder-in-betreuung-kommt-das-verpflichtende-kita-jahr-
in-nrw.html (abgerufen am 14.06.2026) 
7 Lt.-Plenarprotokoll 18/124, S. 50. 
8 https://www.zeit.de/news/2026-06/23/feller-keine-kita-pflicht-in-nrw-abc-klassen-kommen-2028 (abgerufen am 
02.07.2026) 
9 Lt.-Plenarprotokoll 18/124, S. 49. 

https://www.waz.de/politik/article412175899/zu-wenige-kinder-in-betreuung-kommt-das-verpflichtende-kita-jahr-in-nrw.html
https://www.waz.de/politik/article412175899/zu-wenige-kinder-in-betreuung-kommt-das-verpflichtende-kita-jahr-in-nrw.html
https://www.zeit.de/news/2026-06/23/feller-keine-kita-pflicht-in-nrw-abc-klassen-kommen-2028
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Erziehungsmonopol. Im Gegensatz dazu beruht die Schulpflicht auf der besonderen verfas-
sungsrechtlichen Stellung des Schulwesens nach Artikel 7 GG. Eine allgemeine Kita-Pflicht 
lässt sich daraus somit nicht ableiten.  
 
Wer Kinder unabhängig vom individuellen Förderbedarf verpflichtend in eine Kindertagesein-
richtung zwingt, greift damit unmittelbar in das Elternrecht ein. Eine pauschale Kita-Pflicht wäre 
bereits deshalb unverhältnismäßig, weil mildere und zielgenauere Mittel zur Verfügung stehen, 
beispielsweise verbindliche Entwicklungsstandserhebungen, Sprachförderung bei festgestell-
tem Bedarf oder schulische Förderangebote. 
 
Diese Instrumente setzen gezielt dort an, wo tatsächlich Förderbedarf besteht. Eine allge-
meine Pflicht setzt dagegen bei allen Familien an, also auch bei solchen, deren Kinder keinen 
Förderbedarf aufweisen oder deren Eltern die frühkindliche Förderung verantwortungsvoll 
selbst von zuhause aus organisieren. 
 
Zudem steht dieser Vorstoß in eklatantem Widerspruch zur aktuellen Situation des Betreu-
ungssystems in Nordrhein-Westfalen. Das System ist personell, finanziell und strukturell über-
lastet. In Nordrhein-Westfalen ist unter den westdeutschen Bundesländern ein besonders ho-
her Rückgang des Anteils an Kitas mit hoher Fachkraft-Quote zu verzeichnen: Er fiel von 45 
Prozent im Jahr 2017 auf 29 Prozent im Jahr 2024.10 Bereits heute werden gesetzlich emp-
fohlene Betreuungsschlüssel und Qualitätsstandards vielfach unterschritten. Viele Einrichtun-
gen kämpfen mit Personalnot, Gruppenschließungen, eingeschränkten Betreuungszeiten und 
wachsender Belastung der Beschäftigten. 
 
Die geplante KiBiz-Novelle droht diese Lage weiter zu verschärfen. Statt die Qualität verläss-
lich zu stärken, setzt die Landesregierung auf eine Absenkung fachlicher Standards. Mehr 
Flexibilität bei Personalqualifikationen, der verstärkte Einsatz von Ergänzungskräften sowie 
Kern- und Randzeitenmodelle laufen Gefahr, die Deprofessionalisierung voranzutreiben.  
 
Ein verpflichtendes Kita-Jahr für alle Kinder würde somit nicht nur das Elternrecht aus Artikel 
6 GG beschädigen, sondern auch die eigentlichen Ursachen unzureichender Bildungsorte 
nicht beheben.  
 
 
II.  Der Landtag stellt fest: 
 
1. Frühkindliche Entwicklungsstandserhebungen und die daraus resultierenden gezielten 

Sprachförderangebote sind für Kinder mit festgestelltem Förderbedarf pädagogisch sinn-
voll und notwendig für den weiteren Bildungsweg. 

 
2. Die aktuelle Situation in den nordrhein-westfälischen Kindertageseinrichtungen ist durch 

massiven Personalmangel und unzureichende Betreuungsqualität geprägt. Bereits 
heute werden gesetzlich empfohlene Betreuungsschlüssel und Qualitätsstandards viel-
fach unterschritten. Eine verpflichtende Aufnahme weiterer Kinder, ob mit oder ohne be-
sonderen Förderbedarf, würde das Kita-System endgültig zum Kollaps bringen und so-
mit allen Kindern nachhaltig schaden. 

 
3. Innerhalb der nordrhein-westfälischen Landesregierung bestehen offenkundig wider-

sprüchliche Positionen zur Einführung einer allgemeinen Kita-Pflicht bzw. eines ver-
pflichtenden letzten Kita-Jahres. Während die Schulministerin eine allgemeine Kita-

 
10 https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/user_upload/Regionale_Fachkraftquote_2025.pdf (abgeru-
fen am 14.06.2026). 

https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/user_upload/Regionale_Fachkraftquote_2025.pdf
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Pflicht öffentlich zurückgewiesen hat, wurden seitens der Familienministerin und aus den 
Reihen der regierungstragenden Fraktionen entsprechende Überlegungen ausdrücklich 
eingebracht. 

 
4. Artikel 6 Absatz 2 Grundgesetz schützt das natürliche Recht der Eltern auf Pflege und 

Erziehung ihrer Kinder. Dieses Elternrecht bildet eine verbindliche verfassungsrechtliche 
Grenze für staatliche Eingriffe in die frühkindliche Erziehung. Eine allgemeine Kita-Pflicht 
für alle Kinder ist daher abzulehnen. 

 
 
III.  Der Landtag fordert daher die Landesregierung auf:  
 
1. die widersprüchlichen Positionierungen innerhalb der Landesregierung zur Einführung 

einer allgemeinen Kita-Pflicht bzw. eines verpflichtenden letzten Kita-Jahres umgehend 
aufzulösen und dem Landtag eine einheitliche, verbindliche Haltung der Landesregie-
rung hierzu vorzulegen; 

 
2. eindeutig klarzustellen, dass die Landesregierung keine allgemeine Kita-Pflicht und kein 

verpflichtendes letztes Kita-Jahr für alle Kinder in Nordrhein-Westfalen einführen wird; 
 
3. sich darüber hinaus auf allen Ebenen gegen eine Einführung einer allgemeinen Kita-

Pflicht einzusetzen; 
 
4. weiterhin auf frühkindliche Entwicklungsstandserhebungen mit daran anschließender 

gezielter Förderung bei festgestelltem Bedarf zu setzen. 
 
 
 
 
Zacharias Schalley  
Dr. Martin Vincentz 
Christian Loose 
 
und Fraktion 

     
 


